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Abstract: Der Digital Divide ist, trotz vieler Anstrengungen in Wissenschaft und

Praxis, nach wie vor eine Tatsache in vielen L�ndern, nicht nur Euro-
pas. Es gibt viele spezifische Probleme, die dazu f�hren, dass ver-
schiedene Bevçlkerungsgruppen nicht in der Form wie der Durch-
schnitt der Bevçlkerung in dieser Informationsgesellschaft integriert
sind. Im Bereich des E-Government kommen im Vergleich zu anderen
Bereichen noch besondere Anforderungen bez�glich Datensicherheit
oder erhçhte Komplexit�t der Abl�ufe hinzu. Zur Beantwortung der
Frage, welche mçglichen Erkl�rungen f�r die mangelnde Inklusion
verschiedener Bevçlkerungsgruppen gegeben werden kçnnen, haben
wir das „E-Inclusion Gap Modell“ entwickelt und darauf aufbauend
eine quantitative Analyse �ber statistische Erhebungen der E-Govern-
ment-Nutzung in Deutschland durchgef�hrt, um, spezifisch f�r Grup-
pen wie Senioren, Menschen ohne Arbeit oder mit schwachem sozia-
len Hintergrund etc., Antworten aufzuzeigen.

1. Einleitung

Im Zuge der Lissabon-Strategie der Europ�ischen Union haben sich alle
Mitgliedstaaten der EU darauf verst�ndigt, ihre çffentlichen Verwaltungen
zu reformieren und zu modernisieren. Die Nutzung von Informations- und
Kommunikationstechnologien soll dabei das bevorzugte Mittel bei der
Wahrnehmung von Verwaltungsdienstleistungen sein (Europ�ische Union
2006). Im Jahr 2004 waren im Durchschnitt 84 % der çffentlichen Dienst-
leistungsangebote online verf�gbar, 40 % davon als transaktionale Dienst-
leistungen. Im Jahr 2007 ist der durchschnittliche Entwicklungsstand der
Dienstleistungsangebote auf dem transaktionalen Level angekommen (Cap-
gemini 2007).
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Neben diesen positiven Entwicklungen im Bereich der transaktionalen
E-Government-Dienstleistungen zeigen Untersuchungen der Nutzungszah-
len und der Nutzerstrukturen, dass eine „digitale Exklusion“, also die
Nichtnutzung von Dienstleistungen, eher ein Problem der Kundenseite die-
ses Prozesses ist (Grçnlund, Hatakka et al. 2007). Insbesondere �ltere Men-
schen, Menschen ohne Arbeit und Menschen mit einem niedrigen Bil-
dungsniveau nutzen das Angebot an E-Government-Dienstleistungen im
Moment unterdurchschnittlich (Europ�ische Kommission 2006; Ferro, Gil-
Garcia et al. 2007). Im Juni 2006 erkl�rte die Ministerkonferenz der EU, dass
die digitale Integration dieser verschiedenen, zurzeit noch unterrepr�sen-
tierten Bevçlkerungsgruppen (�ltere Menschen, Menschen in d�nn besie-
delten Gebieten, Menschen mit Behinderungen, Menschen mit Migrations-
hintergrund und Menschen mit einem niedrigen Bildungsniveau) im
Besonderen vorangetrieben werden m�sse.

Die Problematik der geringen Nutzung von E-Government-Dienstleistun-
gen wird sowohl in aktueller Literatur als auch in der aktuellen politischen
Praxis diskutiert (Choudrie, Brinkman et al. 2007). Bisher allerdings gibt es
wenige empirische Erkl�rungsans�tze f�r die mçglichen Gr�nde der Nicht-
Nutzung von E-Government-Dienstleistungen (Korteland, Bekkers 2007;
Williams, Dwivedi 2007). Daher ist bisher auch unklar, welche Akteure im
Netzwerk der Dienstleistungsangebote und -nachfrage besondere Erfolgs-
faktoren sein kçnnen und daher besonders zur �berwindung des Digital
Divide beitragen kçnnen. Dies f�hrt uns zur Forschungsfrage:

„Was ist der Stand des inklusiven E-Government und welche Faktoren
kçnnen eine mçgliche E-Inclusion-L�cke in welchem Umfang erkl�ren?“

Die folgenden Abschnitte widmen sich dieser Fragestellung. Dazu wird
im Abschnitt 2 das sogenannte „E-Inclusion Gap Modell“ entwickelt. Die-
ses Modell wird in Abschnitt 3 anhand von empirischen Daten erkl�rt,
Abschnitt 4 wird diese Erkl�rungsans�tze zusammenfassen und den wei-
teren Forschungsbedarf aufzeigen.

2. Das E-Inclusion Gap Modell

Ausgangspunkt f�r die Analyse des Digital Divide in Deutschland und in
anderen europ�ischen L�ndern ist die Annahme, dass es verschiedene Fak-
toren wie Kosten, Qualifikation oder Vertrauen, gibt, die die Nutzung von
E-Government durch die B�rger beeinflussen (Ryder, Skok 2003). Jedoch
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beschr�nken sich nicht alle diese Faktoren ausschließlich auf E-Govern-
ment. Um eine detaillierte Analyse dieser Faktoren durchf�hren zu kçn-
nen, wird im Folgenden eine Gap-Analyse auf Basis eines E-Inclusion Gap
Modells durchgef�hrt. In diesem Modell werden verschiedene Stufen der
Partizipation an der Informationsgesellschaft unterschieden und analysiert.

Die Grundlage, um an der Informationsgesellschaft teilzuhaben, ist ein
Zugang zum Internet. Ohne diesen Zugang kçnnen erweiterte Dienste wie
E-Government oder E-Commerce nicht von den B�rgern genutzt werden.
Zugang zum Internet ist ein entscheidender Faktor f�r den Einsatz und die
Nutzung von E-Government (von Haldenwang 2004).

Gap A (Gesamtbevçlkerung – Internetnutzung): Gem�ß obiger Erkl�rung
ist die erste Diskrepanz im Modell die L�cke zwischen der Gesamtbevçlke-
rung und dem Teil, der das Internet nutzt. Menschen in dieser L�cke neh-
men nicht an der Informationsgesellschaft teil, da ihnen als Grundvoraus-
setzung der Internetzugang fehlt.

Als zweite Kennzahl zur Analyse der Benutzungsbarrieren von E-Govern-
ment wird die Nutzung von E-Commerce durch Privatpersonen herangezo-
gen. Die Nutzung von E-Commerce-Dienstleistungen zeigt, dass eine Person
willens und f�hig ist, komplexere Handlungen im Internet vorzunehmen.

Gap B (Internetnutzung – E-Commerce-Nutzung): Die Personen dieser
L�cke erf�llen die grunds�tzliche Voraussetzung des Internetzugangs. Sie
nutzen das Internet aber lediglich zu informativen Zwecken und f�hren
keine Transaktionen durch. Gr�nde daf�r kçnnten Sicherheitsaspekte (B�-
langer, Hiller et al. 2002; McKnight, Choudhury et al. 2002) oder zu geringe
Internetf�higkeiten (Lenz 2000; Bonfadelli 2002) sein.

Die dritte relevante Kennzahl im Gap Modell ist die Abstufung von Stufe
zwei hin zur Bevçlkerungsgruppe, die zwar E-Commerce-Dienstleistungen
nutzt, im Bereich E-Government aber lediglich Informationen abruft. In
�blichen Modellen �ber die Entwicklung von E-Government-Dienstleistun-
gen ist die Bereitstellung von Informationen der erste Schritt bei der Ent-
wicklung dieser Dienste (Capgemini 2007).

Gap C (E-Commerce-Nutzung – E-Government-Nutzung f�r Informatio-
nen): Menschen in dieser L�cke f�hren Transaktionen unter Benutzung
des Internet aus. Daher besitzen sie die notwendigen Qualifikationen, um
sich auf komplexere Handlungen einzulassen, und auch Sicherheitsbeden-
ken in Bezug auf das Internet bestehen nicht. Allerdings nutzen sie keine
E-Government-Dienstleistungen. Diese L�cke kçnnte dadurch erkl�rt wer-
den, dass diese Personen allgemein den persçnlichen Kontakt bevorzugen,
wenn sie Verwaltungstransaktionen ausf�hren, oder dass ihnen Wissen
�ber die verf�gbaren E-Government-Informationen und -Dienste fehlt.
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Die vierte und letzte Messgrçße des Modells ist die Nutzung der E-Go-
vernment-Transaktionen. Die Nutzung von transaktionsbezogenen E-Go-
vernment-Dienstleistungen durch eine Privatperson stellt die grçßtmçgli-
che Nutzung im Bereich E-Government dar.

Gap D (E-Government-Nutzung f�r Informationen – E-Government-Nut-
zung f�r Transaktionen): Menschen, die zu dieser L�cke gehçren, ist das
Vorhandensein von E-Government-Angeboten bewusst, denn sie verwen-
den es als Informationsquelle. Sie f�hren jedoch kein transaktionales E-Go-
vernment durch. Mçgliche Erkl�rungen f�r diese Diskrepanz sind mangeln-
des Vertrauen in E-Government-Dienste (Warkentin, Gefen et al. 2002),
Defizite bei der Implementierung von E-Government-Diensten oder sogar
das Fehlen transaktionsbasierter E-Government-Dienste.

3. Empirische Bewertung des Gap Modells

Operative Strategien f�r ein inklusives E-Government bençtigen eine
Beschreibung der Inklusionsdiskrepanz. Um Ansatzpunkte f�r operative
Schritte zur Bew�ltigung der Inklusionsl�cke im deutschen E-Government
ableiten zu kçnnen, ist eine detaillierte Analyse der Gaps notwendig. Als
idealer Referenzstatus wird angenommen, dass alle mçglichen Nutzer (B�r-
ger) s�mtliche vorhandenen Angebote der Informationsgesellschaft nutzen
(bzw. als Prozess zur Erreichung dieses Status). In diesem Zusammenhang
kann die Gesamtbevçlkerung (100 %) als volles Potenzial aller Nutzer
betrachtet werden. Bisher nutzen nur 9 % dieser Gesamtbevçlkerung E-Go-
vernment f�r Transaktionen (innerhalb des gegebenen Zeitrahmens). Die
resultierende Inklusionsl�cke bezogen auf E-Government in Deutschland
betr�gt im weitesten Sinne 91 %. Allerdings bençtigt die Beantwortung
der Frage, warum 91 % der Bevçlkerung kein transaktionsbezogenes E-Go-
vernment nutzen, weiter gehende Erkl�rung und Unterscheidung. Deswe-
gen wird das in Abschnitt 2 vorgestellte E-Inclusion Gap Modell auf die
Daten f�r eine detaillierte Analyse angewandt (siehe Abbildung 1).
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Abbildung 1: E-Government-Inklusionsl�cken in Deutschland (Eurostat 2007).

Gap A: Nur 69 % der Gesamtbevçlkerung Deutschlands haben (innerhalb
der letzten drei Monate) das Internet genutzt. Folglich haben 31 % der
Bevçlkerung das Internet w�hrend dieses Zeitraums nicht benutzt. Die fol-
genden Aspekte bieten Anhaltspunkte, um solche Inklusionsdiskrepanzen
zu interpretieren:

Infrastruktur: Die Literatur bietet verschiedene Sachverhalte an, die die
Verf�gbarkeit der Infrastruktur beeinflussen kçnnten. Zum Beispiel ist
eine Internet- und Breitbandverbindung in einigen unterbevçlkerten Gebie-
ten nicht vorhanden (die Internetnutzung in d�nn besiedelten Gebieten
betr�gt 65 %, verglichen mit 69 % im Durchschnitt).

Zug�nglichkeit: Aus sozialer und sozio-demographischer Perspektive auf
Inklusion beeinflussen das Alter und die Bildung die Internetnutzung. Bei-
spielsweise nutzten Senioren nur in 37 % aller F�lle das Internet, B�rger
mit geringer Bildung in 61 % (verglichen mit 69 % im Bevçlkerungsdurch-
schnitt).

Gap B: 69 % der Gesamtbevçlkerung nutzen das Internet, aber nur 38 %,
um Waren zu kaufen oder zu bestellen. Daraus ergibt sich, dass 31 % der
Bevçlkerung online waren, jedoch keine E-Commerce-Dienste nutzten. Die
folgenden Aspekte kçnnten Ansatzpunkte f�r Interpretationen dieser Inklu-
sionsl�cke bieten:

Sicherheit, Vertrauen, Komplexit�t: Neben solchen Faktoren, die die
Infrastruktur und die Zug�nglichkeit betreffen (siehe oben), spielen auch
Punkte wie Sicherheit, Vertrauen und Komplexit�t der Dienste bei der Nut-
zung von E-Commerce eine Rolle (Aldridge, White et al. 1997). E-Commerce
bedingt normalerweise finanzielle Transaktionen und monet�ren Aufwand,
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wof�r h�ufig Kreditkartendaten, Sicherheitsmechanismen, persçnliche
Daten usw. bereitgestellt werden m�ssen. Hier nutzen beispielsweise 55 %
der gesamten Onliner E-Commerce, w�hrend dies nur 47 % der Onliner mit
geringer Bildung tun. Dar�ber hinaus nutzten nur 41 % der Senioren, die
online sind, E-Commerce-Angebote w�hrend der letzten drei Monate.

Gap C: W�hrend 38 % aller Deutschen das Internet f�r E-Commerce-
Dienste nutzen, haben es nur 28 % genutzt, um Informationen von Verwal-
tungswebseiten zu erhalten. Daraus ergeben sich 10 % der Bevçlkerung, die
bereit sind, E-Commerce zu nutzen, das Internet aber nicht f�r die Informa-
tionsgewinnung im E-Government nutzen. Die folgenden Aspekte kçnnten
Anhaltspunkte bieten, um diese Inklusionsl�cke zu interpretieren:

Marketing und Marktf�higkeit: Neben den oben genannten Faktoren
kçnnten Marketing und Marktf�higkeit elektronischer Verwaltungsdienst-
leistungen die Nichtnutzung von E-Government beeinflussen. W�hrend
kommerzielle Dienste gewçhnlich h�ufiger in Anspruch genommen wer-
den als Verwaltungsdienstleistungen, geben immer noch 21 % der deut-
schen Bevçlkerung als Grund f�r die Nichtnutzung in diesem Bereich an,
dass die gew�nschten Dienste nicht verf�gbar oder schwierig zu finden sei-
en. W�hrend das kommerzielle Internet sich bereits entwickelt hat und das
technologische Potenzial nutzt wie beispielsweise amazon.com, ebay.com
oder diverse soziale Netzwerkdienste, fehlen den Angeboten des çffent-
lichen Sektors immer noch solchen Killerapplikationen.

Persçnlicher Kontakt: 48 % der Bevçlkerung nutzen nach eigenen Anga-
ben E-Government-Dienstleistungen aufgrund eines fehlenden persçnli-
chen Kontakts nicht. Interpretationen kçnnten sein, dass a) E-Commerce-
Dienste heutzutage etablierter sind und als angemessen sicher aufgefasst
werden, b) E-Government-Dienste ein heikleres Gebiet f�r die B�rger sind
und/oder c) E-Government-Dienste und ihre zu Grunde liegenden Prozesse
als sehr komplex und undurchschaubar wahrgenommen werden.

Gap D: 28 % der deutschen Bevçlkerung nutzen E-Government zur Infor-
mationsgewinnung, w�hrend nur 9 % in diesem Zeitraum online Trans-
aktionen durchf�hrten. Dadurch ergeben sich 19 %, die sich „umschauen,
aber nichts kaufen“. Die folgenden Aspekte kçnnten Ansatzpunkte bieten,
um solche Inklusionsdiskrepanzen zu interpretieren (West 2004):

Sicherheit und Komplexit�t der Dienste: W�hrend Faktoren der Sicher-
heit und der Dienstkomplexit�t im Rahmen des transaktionalen E-Com-
merce (38 % Nutzung) diskutiert wurden, scheinen diese Punkte transakti-
onsbasiertes E-Government in viel st�rkerer Weise zu beeintr�chtigen (nur
9 % Nutzung). Hier nennen 40 % der Bevçlkerung Bedenken bez�glich der
Datensicherheit als den Hauptgrund daf�r, dass sie E-Government nicht
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nutzen. Die Komplexit�t der Dienste, die in 24 % der F�lle genannt wurde,
spielt eine �hnlich wichtige Rolle im Nichtnutzungsverhalten. Bei der
Betrachtung dieser Komplexit�tsbedenken f�llt auf, dass die Gruppen, die
in der Ministererkl�rung (Europ�ische Union 2006) adressiert werden,
besonders h�ufig auftreten. Senioren nannten Komplexit�t als einen Grund
f�r die Nichtnutzung 1,24 Mal çfter als der Bevçlkerungsdurchschnitt (Ar-
beitslose: 1,13 Mal, Menschen in d�nn besiedelten Gebieten: 1,01 Mal).

Kosten: Hand in Hand mit Sicherheitsaspekten im E-Government gehen
Kosten, die ein wichtiger Grund f�r die Nichtnutzung sind. Das trifft vor
allem auf transaktionsbasierte Dienste zu, die im Verwaltungsumfeld
strenge Authentifizierungs- und Autorisierungsmechanismen erfordern.
W�hrend E-Commerce oft nur auf ein Passwort oder Kreditkartendaten ver-
trauen und E-Banking h�ufig eine PIN- und TAN-Methode benutzt, erfor-
dert transaktionsbasiertes E-Government (in Deutschland) in den meisten
F�llen eine elektronische/digitale Signatur. Investitionskosten bez�glich
der bençtigten Ausr�stung scheinen eine Hauptsorge f�r Senioren und
Menschen aus d�nn besiedelten Gebieten zu sein, die Kosten als Grund
f�r die Nichtnutzung von E-Government 1,27 bzw. 1,22 Mal h�ufiger nann-
ten als im Bevçlkerungsdurchschnitt (Nennung dieses Grundes in durch-
schnittlich 13 % aller F�lle).

4. Zusammenfassung und Ausblick

Die Analyse und Bewertung der Inklusionsl�cken zeigt verschiedene pro-
blematische Strçmungen, Kernpunkte und Barrieren, die sich gegenseitig
�berlappen und aufsummieren, sodass das g�ngige Bild der vorherrschen-
den E-Government-Exklusivit�t entsteht. Aber welche Maßnahmen sollen
ausgef�hrt werden, vielleicht auf der lokalen Verwaltungsebene, und in
welchem Ausmaß beeinflussen solche Maßnahmen mçglicherweise In-
und Exklusion? Die Analyse der im Rahmen des Gap Modells bezogen auf
Deutschland basierenden aktuellen Daten (Eurostat 2007) ergibt ein diffe-
renzierteres Bild. Bedenken bez�glich der Komplexit�t der Dienstleistun-
gen, Datensicherheit und Kosten werden als Hauptgr�nde f�r die Nichtnut-
zung genannt. Diese Gr�nde wurden sogar �berproportional oft von
Rentnern, Menschen aus d�nn besiedelten Gebieten und Arbeitslosen
genannt. Um B�rger dazu zu bringen, Transaktionen zu nutzen, scheinen
Maßnahmen notwendig zu sein, die auf die allgemeine Bevçlkerung abzie-
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len, aber auch Maßnahmen, die die Bed�rfnisse der speziellen Gruppen des
Digital Divide ber�cksichtigen.

Unter Ber�cksichtigung dieser verschiedenen Inklusionsl�cken im deut-
schen E-Government und ihrer zu Grunde liegenden Strçmungen m�ssen
operative Inklusionsstrategien entwickelt werden. Dies kçnnte z. B. all-
gemeine Maßnahmen beinhalten, um eine inklusive Informationsgesell-
schaft weiter aufzubauen, beispielsweise Maßnahmen zur Verbesserung
der Internetf�higkeiten, Infrastrukturprojekte etc.
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